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Polnische Bauern in der polnischen Stadt Zamość beim Abtransport ins KZ Bilgoraj: Zwangsumsiedlung 1942 im Rahmen des Generalplans Ost FOTO: BPK

VON DUNJA BATARILO

Festungen, Berge und Wälder.
Die Landkarte auf der Stellwand
im Foyer der Humboldt-Univer-
sität sieht aus wie aus dem Film
„Herr der Ringe“. Die Karte „Der
Neue Osten“ ist Teil der Ausstel-
lung „Wissenschaft, Planung,
Vertreibung“, die Mittwoch
Abend eröffnet wurde. Nach dem
erwarteten Endsieg des national-
sozialistischen Deutschland soll-
te, so die damaligen Pläne deut-
scher Wissenschaftler, zwischen
Oder und Ural „deutsches Volks-
tum“ entstehen. Dass dafür 31

Millionen jüdischer und slawi-
scher Bewohner „umgesiedelt“,
also vertrieben und ermordet
werden sollten, nahmen sie in
Kauf. Die Forscher waren keines-
wegs gleichgeschaltet, wie gern
behauptet wird, sondern boten
dem Regime beflissen ihre
Dienste an. Bezahlt wurden sie
von der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG), die auch
heute noch der größte deutsche
Wissenschaftsförderer ist.

Die Wanderausstellung ist ein
Ergebnis der Vergangenheitsauf-
arbeitung, die die DFG seit 1995
in eigener Sache betreibt. An-
hand von drei Stellwandgruppen
veranschaulicht sie, wie es mög-
lich war, dass ein Heer von willi-
gen Wissenschaftlern sich in den
Dienst der Nazis stellte: Schlüs-
selfigur war der Ämterhäufungs-
stratege Konrad Meyer. Er war
Leiter des Agrarwissenschaftli-
chen Instituts und langjähriger
SS-Führer. 1939 wurde er von
Heinrich Himmler damit beauf-
tragt, einen Plan zu entwickeln,
wie sich die größenwahnsinnige
Fantasie vom tausendjährigen
Reich verwirklichen ließe. Drei
Jahre später war Meyers Beitrag
zum „Generalplan Ost“ fertig –
entwickelt hauptsächlich von
Forschern der damaligen Fried-
rich-Wilhelms-Universität, der
heutigen Humboldt-Uni.

Der Generalplan Ost war ein
interdisziplinäres Großprojekt
von frappierender Detailtreue.
Eine Stellwand zeigt Fotos von
zwei blonden polnischen Kin-
derköpfen: Nach Empfehlungen
von Rassenforschern wurden sie
akribisch vermessen, um ihre
„Wiedereindeutschungsfähig-
keit“ und damit ihre Verwend-
barkeit als deutsche Siedler in
den Ostgebieten zu ermitteln. 31
Millionen „fremdvölkische“
Menschen plante man zu depor-
tieren oder zu ermorden, 14 Mil-
lionen sollten als Arbeitssklaven
dem Reich dienen. Ziel war, eine
gigantische Kornkammer im Os-
ten zu schaffen, die ein völlig au-
tarkes Großgermanien versor-

Wissenschaft als Waffe
Die Ausstellung „Wissenschaft, Planung, Vertreibung“ befasst sich mit der NS-Vergangenheit deutscher Wissenschaftler. Im Zentrum steht der
„Generalplan Ost“, der große Vertreibungs- und Besiedlungsplan für Osteuropa: Entworfen wurde er vor allem von Forschern der Humboldt-Universität

„Es geht uns darum,
zu erklären, wer

die Schreibtischtäter
waren“

gen sollte. Am Agrarwissen-
schaftlichen Institut plante man
den Verlauf von Straßen, Sied-
lungsstrukturen und Anbauflä-
chen und -formen. Geologen, Kli-
maforscher, Stadtplaner, Veteri-
närmediziner, Sprachwissen-
schaftler – es gab Arbeit und För-
derungsmittel genug für jeden,
der einen entsprechenden An-
trag zu stellen wusste.

Konrad Meyers wurde nach
dem Krieg in den Nürnberger
Prozessen freigesprochen und
konnte seine wissenschaftliche
Karriere unbehelligt fortsetzen.
„Es geht uns darum, zu erklären,
wer die Schreibtischtäter waren,
wie umfassend ihre Pläne waren
und in welchem politischen Rah-
men sie gehandelt haben“, sagt
Sabine Schleiermacher, Medizin-
historikerin an der Charité und
Mitorganisatorin der Ausstel-
lung, bei der Begehung. Chris-
toph Markschies, Präsident der
HU, geht in seiner Eröffnungs-
rede nur im Nebensatz auf die
Rolle der „Universität des Mittel-
punktes“ (Zitat Hegel) in der Ver-
nichtungspolitik der Nazis ein.

Das ist Matthias Burchard
nicht genug. Der ehemalige Mit-
arbeiter der agrarwissenschaftli-
chen Fakultät hält eine Mahnwa-
che vor dem Eingangsportal. Seit
15 Jahren setzt er sich unermüd-
lich für eine ehrliche Aufarbei-
tung der HU-Historie ein. Die
DFG-Ausstellung findet er „ver-
harmlosend“, sie beschränke sich
auf Polen und vernachlässige die
Gebiete in der damaligen Sowje-
tunion. Die Ausstellung wird
noch bis zum 23. Februar zu
sehen sein, danach wandert sie
weiter. Die östlichste Station ist
Frankfurt (Oder).

Groß und wuchtig wirkt der Ko-
loss aus Beton, fast so, als würde
er gleich im Boden versinken. De-
tailgetreu sind Fenster, Türen
und eine Motorhaube im schwe-
ren Material nachempfunden.
Geht man einen Schritt zurück,
dann nehmen die 70 Tonnen
graue Masse Form an: ein
Krankentransporter aus den
1940er-Jahren.

Ab diesem Freitag ist „Das
Denkmal der grauen Busse“ für
ein Jahr vor der Philharmonie zu
sehen. Mit der Arbeit des Ravens-
burger Künstlerduos Andreas
Knitz und Horst Hoheisel wird

der 70.000 geistig und körper-
lich Behinderten gedacht, die
durch die „Aktion T4“ von den
Nazis ermordet wurden.

„T4“ war Bestandteil von Hit-
lers Euthanasie-Programm, dem
insgesamt 200.000 Behinderte
und psychisch Kranke durch Er-
mordung oder Vernachlässigung
zum Opfer fielen. Hier, in der
Tiergartenstraße 4, war die Son-
derbehörde in einer enteigneten
Villa untergebracht. Sie unter-
stand dem SS-Obergruppenfüh-
rer Philipp Bouhler und Hitlers
Leibarzt Karl Brandt. Brandt setz-
te mit der „Aktion T4“ zum ers-

ten Mal in Deutschland Gas zur
Tötung von Menschen ein.

Das Denkmal bildet einen der
Busse der „Gemeinnützigen
Krankentransport GmbH“ nach,
die die Patienten der psychiatri-
schen Kliniken zu sechs ver-
schiedenen Tötungsstätten in
Deutschland brachten. Für den
Architekten Knitz ist die histori-
sche Verbindung zum Ort sehr
wichtig: „Es gibt nur wenige
Denkmäler an authentischen Or-
ten, und hier stand der Täter-
schreibtisch der Geheimaktion.“

Das Denkmal entstand im
Rahmen eines Wettbewerbs der

„Wohin bringt ihr uns?“
Ein „grauer Bus“ macht ab heute Station in Berlin. Das Denkmal vor der Philharmonie erinnert an die Ermordung geistig behinderter Menschen durch die Nazis

Stadt Ravensburg. Anfang 2007
wurden dort zwei identische
Busse aus Beton aufgestellt. Der
eine Bus „fährt“ nun die Orte ab,
die im Zusammenhang mit der
„Aktion T4“ standen. Der andere
Bus bleibt in Ravensburg und
blockiert dort die alte Pforte ei-
ner ehemaligen Heilanstalt. „Das
Denkmal muss wandern. Das ge-
hört zum Bestandteil der Arbeit“,
erklärt Knitz. So könne ein dyna-
mischer Erinnerungsprozess
stattfinden, der keine Verdrän-
gung mehr zulasse.

Die Aufstellung des Denkmals
wurde unter anderem durch die

Stiftungen Topographie des Ter-
rors und Denkmal für die ermor-
deten Juden Europas ermöglicht.
Damit unternahmen die Initia-
toren einen weiteren Schritt zur
Neugestaltung des Gedenkorts
vor der Philharmonie. „Die im
Fußboden eingelassene Gedenk-
platte an der Bushaltestelle zur
Philharmonie kann das nicht
leisten“, erklärt Knitz. Er weist
auf die besondere Bedeutung
seines Kunstwerks hin: „Der Bus
dient als Geschichtsvehikel. Er
bildet konkret einen Gegenstand
ab, der zum Denken anstößt. Je
länger die Nazizeit zurückliegt,

desto plakativer muss die Kunst
sein.“

Mulmig kann es dem Besu-
cher schon werden, wenn er den
Bus über einen schmalen Mittel-
steg betritt und an der Innensei-
te der Wände die Frage „Wohin
bringt ihr uns?“ liest. Knitz stieß
bei seinen Recherchen zufällig
auf das Zitat: „Dieser Satz stand
in den Krankenakten und fasst
das gesamte Ausmaß der Hilflo-
sigkeit und des missbrauchten
Vertrauens der Patienten gegen-
über ihren Pflegern zusammen.“
Der nächste Halt ist Branden-
burg/Havel. YASMIN MUSKALA

taz: Herr Markschies, 65 Jahre
nachdem Forscher der Hum-
boldt-Universität in ihrem „Ge-
neralplan Ost“ die Ermordung
und Vertreibung von 25 Millio-
nen Menschen empfohlen ha-
ben, hat sich die Universität
eine Ausstellung dazu ins Haus
geholt. Warum erst jetzt?
Christoph Markschies: Es gab ja
schon vorher Aktivitäten, zum
Beispiel eine studentische Aus-
stellung an der Landwirtschaft-
lich-Gärtnerischen Fakultät. Ich
muss sagen, ich selbst habe bei
meinem Amtsantritt Anfang
2006 die Universität in diesem
Punkt als große Baustelle vorge-
funden.

Wer hat da geschludert?
Ich fürchte, da kann man gar kei-
nen einzelnen Bösewicht identi-
fizieren. Das ist so die übliche Mi-
schung aus Unkenntnis, Schlam-
perei und so weiter. Und natür-
lich hatte die Generation meiner

Eltern Schwierigkeiten mit die-
ser Aufarbeitung, das muss man
ganz klar so sehen. Das ist keine
Entschuldigung für die Hum-
boldt-Universität, aber ich denke,
das ist bei vielen deutschen Uni-
versitäten so.

Der Plan zur Neuordnung
und Besiedlung Ost- und Mit-
teleuropas wurde maßgeblich
an der HU entwickelt. Wie kann
es sein, dass die Uni sich zu die-
sem Thema eine Ausstellung
der Deutschen Forschungsge-
sellschaft (DFG) ins Haus holt
und selbst ihre eigene Rolle
nicht weiter reflektiert?
Zur Eröffnung der Ausstellung
habe ich in Bonn eine große Rede
gehalten, in der ich nur über die
Rolle der HU und nicht über die
DFG geredet habe. Wir planen
zum 200. Jubiläum im Jahr 2010
eine eigene Ausstellung. Es gab
auch schon eine Publikation und
eine Ringvorlesung zum Thema.

Sie selbst haben gesagt, die
„Offenlegung der Schuld“ sei
die angemessenste Form der
Entschuldigung. Die Stellung-
nahmen der HU haben sich bis
jetzt aber sehr stark im akade-
mischen Umfeld abgespielt.
Warum gehen Sie nicht an eine
breitere Öffentlichkeit?
Es hat ja von meinem Vorgänger
und von der landwirtschaftli-
chen Fakultät schon Erklärungen
gegeben. Weitere Worte abzuge-
ben und darum publizistisches
Tamtam zu machen, finde ich
eher peinlich. Man muss wirklich
mit den Leuten, den Überleben-
den in Kontakt kommen.

Was heißt das konkret?
Ende Februar wird der Direktor
der polnischen Gedenkstätte
Majdanek kommen. Mit ihm
wird es einen Tag geben, der sich
an eine nichtakademische Öf-
fentlichkeit richtet. Wir haben
Menschen eingeladen, die Opfer

„Man kann gar keinen einzelnen Bösewicht identifizieren“
Dass die Humboldt-Universität ihre Beteiligung am Generalplan Ost und der Vertreibungspolitik der Nazis nicht richtig aufgearbeitet hat, ist der
„üblichen Mischung aus Unkenntnis, Schlamperei“ geschuldet, sagt Präsident Christoph Markschies. Er sucht nun verstärkt Kontakt zu Überlebenden

dieser „Umsiedlungspolitik“
wurden. Die Ausstellung be-
schreibt die Faktengeschichte, in
dem Rahmen wollen wir das mit
konkreten Gesichtern verbin-
den. Es gibt ja noch Überlebende,
die eine Entschuldigung der HU
auch noch physisch erleben kön-
nen, unabhängig davon, wie sie
damit umgehen. Das soll kein
Historikersymposium werden.

Aber das bewegt sich dann ja
wieder im Rahmen der Uni.
An die breite Öffentlichkeit
gehen wir vor allen Dingen in Po-
len. Wir werden im Rahmen un-
seres Jubiläums in einer Koope-
ration mit der Uni Breslau unsere
Entschuldigung in Form einer
Ausstellung auf den Breslauer
Marktplatz tragen. Wenn es
klappt, werden wir das auch mit
einer zweiten Universität in Ost-
polen veranstalten. Das braucht
alles viel Zeit, angesichts dieser
Vorgeschichte und der politi-

schen Großwetterlage muss ich
als jemand, der neu im Amt ist,
erst einmal Vertrauen aufbauen.

Gibt es Pläne, wie Sie das
Thema an die Berliner Öffent-
lichkeit bringen wollen?
Das ist schwierig, man darf nicht
zu viele Einladungen machen,
dann kommt keiner. Wir werden
zum Jubiläum ein Denkmal in
den hinteren Hof stellen. Außer-
dem sind wir gerade dabei, einen
Wettbewerb auszuschreiben, wie
man die Wände des Foyers pas-
send gestalten könnte. Bis jetzt
hängen ja vor allem Nobelpreis-
träger in der Universität. Ideen
gibt es auf jeden Fall viele.
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